
Vertragsformen 

 

Vertragsform Beispiele Quelle 

Veräußerungsverträge Kaufvertrag 

Werkliefervertrag 

Tausch 

Schenkung 

Factoring (Forderungskauf) 

 

§§ 433 ff. BGB 

§ 651 BGB 

§ 480 BGB 

§ 516 BGB 

§ 311 BGB 

Gebrauchsüber-

lassungsverträge 

Mietvertrag 

Pachtvertrag 

Teilzeit-Wohnrechtsvertrag 

Leihvertrag 

Darlehnvertrag 

Sachdarlehnvertrag 

Leasingvertrag 

§§ 535 ff. BGB 

§§ 581 ff. BGB 

§§ 481 ff. BGB 

§§ 598 ff. BGB 

§§ 488 ff. BGB 

§§ 607 ff. BGB 

§ 311 BGB 

 

Verträge über die Tätigkeit 

im Dienst oder Interesse 

eines anderen 

Dienstvertrag 

Werkvertrag 

Maklervertrag 

Auftrag 

Geschäftsbesorgungsvertrag 

Geschäftsführung ohne Auftrag 

Verwahrvertrag 

Handelsvertretervertrag 

Handelsmaklervertrag 

Kommissionsvertrag  

Frachtvertrag Umzugsvertrag 

Frachtvertrag über eine Beförderung 

mit verschiedenartigen 

Beförderungsmitteln 

Speditionsvertrag 

Lagervertrag 

§§ 611 ff. BGB 

§§ 631 ff. BGB 

§§ 652 ff. BGB 

§§ 662 ff. BGB 

§§ 675 ff. BGB 

§§ 677 ff. BGB 

§§ 688 ff. BGB 

§§ 84 ff. HGB 

§§ 93 ff. HGB 

§§ 383 ff. HGB  

§§ 407 ff. HGB 

§§ 451 ff. HGB 

 

§§ 452 ff. HGB 

§§ 453 ff. HGB 

§§ 467 ff. HGB 

 

Risikoverträge Leibrente 

Spiel, Wette, Lotterievertrag 

Bürgschaft 

§§ 759 ff. BGB 

§§ 762 ff. BGB 

§§ 765 ff. BGB 

 

Sonstige Verträge 

 

Vergleich  

Schuldversprechen 

Schuldanerkenntnis 

Gesellschaftsvertrag (GbR) 

Gemeinschaft 

Offene Handelsgesellschaft 

Kommanditgesellschaft 

Stille Gesellschaft 

 

§ 779 BGB 

§ 780 BGB 

§ 781 BGB 

§§ 705 ff. BGB 

§ 741 ff. HGB 

§§ 105 ff. HGB 

§§ 161 ff. HGB 

§§ 230 ff. HGB 

 

 



Gemischte und atypische 

Verträge 

Reisevertrag 

Bewirtungsvertrag 

Beherbergungsvertrag 

Verlagsvertrag 

Versicherungsvertrag 

Garantievertrag 

Lizenzvertrag 

Vertriebshändlervertrag 

Franchisevertrag 

... 

§§ 651a ff. BGB 

 

 



Grundlagen das Recht des Kaufmanns - HGB 

§ 1 Istkaufmann 

(1) Kaufmann im Sinne dieses Gesetzbuchs ist, wer ein Handelsgewerbe betreibt. 

 

(2) Handelsgewerbe ist jeder Gewerbebetrieb, es sei denn, dass das Unternehmen 

nach Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten 

Geschäftsbetrieb nicht erfordert. 

 

§ 2 Kannkaufmann 

Ein gewerbliches Unternehmen, dessen Gewerbebetrieb nicht schon nach § 1 Abs. 2 

Handelsgewerbe ist, gilt als Handelsgewerbe im Sinne dieses Gesetzbuchs, wenn die 

Firma des Unternehmens in das Handelsregister eingetragen ist. Der Unternehmer ist 

berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Eintragung nach den für die Eintragung 

kaufmännischer Firmen geltenden Vorschriften herbeizuführen. Ist die Eintragung 

erfolgt, so findet eine Löschung der Firma auch auf Antrag des Unternehmers statt, 
sofern nicht die Voraussetzung des § 1 Abs. 2 eingetreten ist. 

§ 3 Land- und Forstwirtschaft 

(1) Auf den Betrieb der Land- und Forstwirtschaft finden die Vorschriften des § 1 keine 

Anwendung. 

 

(2) Für ein land- oder forstwirtschaftliches Unternehmen, das nach Art und Umfang 

einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, gilt § 2 mit 

der Maßgabe, daß nach Eintragung in das Handelsregister eine Löschung der Firma 

nur nach den allgemeinen Vorschriften stattfindet, welche für die Löschung 

kaufmännischer Firmen gelten. 

 

(3) Ist mit dem Betrieb der Land- oder Forstwirtschaft ein Unternehmen verbunden, das 

nur ein Nebengewerbe des land- oder forstwirtschaftlichen Unternehmens darstellt, 

so finden auf das im Nebengewerbe betriebene Unternehmen die Vorschriften der 

Absätze 1 und 2 entsprechende Anwendung. 

§ 4 

(weggefallen) 

§ 5 Kaufmann kraft Eintragung 

Ist eine Firma im Handelsregister eingetragen, so kann gegenüber demjenigen, 

welcher sich auf die Eintragung beruft, nicht geltend gemacht werden, dass das unter 
der Firma betriebene Gewerbe kein Handelsgewerbe sei. 

 

 



§ 6 Handelsgesellschaften, Formkaufmann 

(1) Die in betreff der Kaufleute gegebenen Vorschriften finden auch auf die 

Handelsgesellschaften Anwendung. 

 

(2) Die Rechte und Pflichten eines Vereins, dem das Gesetz ohne Rücksicht auf den 

Gegenstand des Unternehmens die Eigenschaft eines Kaufmanns beilegt, bleiben 

unberührt, auch wenn die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 nicht vorliegen. 

 

 

§ 7 Kaufmannseigenschaft und öffentliches Recht 

Durch die Vorschriften des öffentlichen Rechtes, nach welchen die Befugnis zum 

Gewerbebetrieb ausgeschlossen oder von gewissen Voraussetzungen abhängig 

gemacht ist, wird die Anwendung der die Kaufleute betreffenden Vorschriften dieses 
Gesetzbuchs nicht berührt. 

 

 

 

 

 

 

 



1. Veräußerungsverträge 

§ 433 Vertragstypische Pflichten beim Kaufvertrag 

(1) Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache verpflichtet, dem Käufer die 

Sache zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen. Der Verkäufer 

hat dem Käufer die Sache frei von Sach- und Rechtsmängeln zu verschaffen. 

 

(2) Der Käufer ist verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und 

die gekaufte Sache abzunehmen. 

 

§ 480 Tausch 

Auf den Tausch finden die Vorschriften über den Kauf entsprechende Anwendung. 

 

§ 651 Anwendung des Kaufrechts 

Auf einen Vertrag, der die Lieferung herzustellender oder zu erzeugender 

beweglicher Sachen zum Gegenstand hat, finden die Vorschriften über den Kauf 

Anwendung. § 442 Abs. 1 Satz 1 findet bei diesen Verträgen auch Anwendung, wenn 

der Mangel auf den vom Besteller gelieferten Stoff zurückzuführen ist. Soweit es sich 

bei den herzustellenden oder zu erzeugenden beweglichen Sachen um nicht 

vertretbare Sachen handelt, sind auch die §§ 642, 643, 645, 649 und 650 mit der 

Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der Abnahme der nach den §§ 446 und 447 
maßgebliche Zeitpunkt tritt. 

 

§ 516 Begriff der Schenkung 

(1) Eine Zuwendung, durch die jemand aus seinem Vermögen einen anderen bereichert, 

ist Schenkung, wenn beide Teile darüber einig sind, dass die Zuwendung 

unentgeltlich erfolgt. 

 

(2) Ist die Zuwendung ohne den Willen des anderen erfolgt, so kann ihn der 

Zuwendende unter Bestimmung einer angemessenen Frist zur Erklärung über die 

Annahme auffordern. Nach dem Ablauf der Frist gilt die Schenkung als angenommen, 

wenn nicht der andere sie vorher abgelehnt hat. Im Falle der Ablehnung kann die 

Herausgabe des Zugewendeten nach den Vorschriften über die Herausgabe einer 

ungerechtfertigten Bereicherung gefordert werden. 

 

 

 



§ 311 Rechtsgeschäftliche und rechtsgeschäftsähnliche Schuldverhältnisse 

(1) Zur Begründung eines Schuldverhältnisses durch Rechtsgeschäft sowie zur Änderung 

des Inhalts eines Schuldverhältnisses ist ein Vertrag zwischen den Beteiligten 

erforderlich, soweit nicht das Gesetz ein anderes vorschreibt. 

 

(2) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach § 241 Abs. 2 entsteht auch durch 

a. die Aufnahme von Vertragsverhandlungen, 

b. die Anbahnung eines Vertrags, bei welcher der eine Teil im Hinblick auf eine 

etwaige rechtsgeschäftliche Beziehung dem anderen Teil die Möglichkeit zur 

Einwirkung auf seine Rechte, Rechtsgüter und Interessen gewährt oder ihm 

diese anvertraut, oder 

c. ähnliche geschäftliche Kontakte. 

 

(3) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach § 241 Abs. 2 kann auch zu Personen 

entstehen, die nicht selbst Vertragspartei werden sollen. Ein solches Schuldverhältnis 

entsteht insbesondere, wenn der Dritte in besonderem Maße Vertrauen für sich in 

Anspruch nimmt und dadurch die Vertragsverhandlungen oder den Vertragsschluss 

erheblich beeinflusst. 

 



2. Gebrauchsüberlassungsverträge 

 

§ 535 Inhalt und Hauptpflichten des Mietvertrags 

 

(1) Durch den Mietvertrag wird der Vermieter verpflichtet, dem Mieter den Gebrauch 

der Mietsache während der Mietzeit zu gewähren. Der Vermieter hat die Mietsache 

dem Mieter in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu 

überlassen und sie während der Mietzeit in diesem Zustand zu erhalten. Er hat die 

auf der Mietsache ruhenden Lasten zu tragen. 

 

(2) Der Mieter ist verpflichtet, dem Vermieter die vereinbarte Miete zu entrichten. 

 

§ 581 Vertragstypische Pflichten beim Pachtvertrag 

(1) Durch den Pachtvertrag wird der Verpächter verpflichtet, dem Pächter den Gebrauch 

des verpachteten Gegenstands und den Genuss der Früchte, soweit sie nach den 

Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtschaft als Ertrag anzusehen sind, während der 

Pachtzeit zu gewähren. Der Pächter ist verpflichtet, dem Verpächter die vereinbarte 

Pacht zu entrichten. 

 

(2) Auf den Pachtvertrag mit Ausnahme des Landpachtvertrags sind, soweit sich nicht 

aus den §§ 582 bis 584b etwas anderes ergibt, die Vorschriften über den Mietvertrag 

entsprechend anzuwenden. 

 

§ 481 Tilzeit - Wohnrechtevertrag 

(1) Ein Teilzeit-Wohnrechtevertrag ist ein Vertrag, durch den ein Unternehmer einem 

Verbraucher gegen Zahlung eines Gesamtpreises das Recht verschafft oder zu 

verschaffen verspricht, für die Dauer von mehr als einem Jahr ein Wohngebäude 

mehrfach für einen bestimmten oder zu bestimmenden Zeitraum zu 

Übernachtungszwecken zu nutzen. Bei der Berechnung der Vertragsdauer sind 

sämtliche im Vertrag vorgesehenen Verlängerungsmöglichkeiten zu berücksichtigen. 

 

(2) Das Recht kann ein dingliches oder anderes Recht sein und insbesondere auch durch 

eine Mitgliedschaft in einem Verein oder einen Anteil an einer Gesellschaft 

eingeräumt werden. Das Recht kann auch darin bestehen, aus einem Bestand von 

Wohngebäuden ein Wohngebäude zur Nutzung zu wählen. 

 

(3) Einem Wohngebäude steht ein Teil eines Wohngebäudes gleich, ebenso eine 

bewegliche, als Übernachtungsunterkunft gedachte Sache oder ein Teil derselben. 

 

 



§ 598 Vertragstypische Pflichten bei der Leihe 

Durch den Leihvertrag wird der Verleiher einer Sache verpflichtet, dem Entleiher den 
Gebrauch der Sache unentgeltlich zu gestatten. 

 

§ 488 Vertragstypische Pflichten beim Darlehensvertrag 

(1) Durch den Darlehensvertrag wird der Darlehensgeber verpflichtet, dem 

Darlehensnehmer einen Geldbetrag in der vereinbarten Höhe zur Verfügung zu stellen. 

Der Darlehensnehmer ist verpflichtet, einen geschuldeten Zins zu zahlen und bei 

Fälligkeit das zur Verfügung gestellte Darlehen zurückzuzahlen. 

 

(2) Die vereinbarten Zinsen sind, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, nach dem Ablauf 

je eines Jahres und, wenn das Darlehen vor dem Ablauf eines Jahres zurückzuzahlen ist, 

bei der Rückzahlung zu entrichten. 

 

(3) Ist für die Rückzahlung des Darlehens eine Zeit nicht bestimmt, so hängt die Fälligkeit 

davon ab, dass der Darlehensgeber oder der Darlehensnehmer kündigt. Die 

Kündigungsfrist beträgt drei Monate. Sind Zinsen nicht geschuldet, so ist der 

Darlehensnehmer auch ohne Kündigung zur Rückzahlung berechtigt. 

 

§ 607 Vertragstypische Pflichten beim Sachdarlehensvertrag 

(1) Durch den Sachdarlehensvertrag wird der Darlehensgeber verpflichtet, dem 

Darlehensnehmer eine vereinbarte vertretbare Sache zu überlassen. Der 

Darlehensnehmer ist zur Zahlung eines Darlehensentgelts und bei Fälligkeit zur 

Rückerstattung von Sachen gleicher Art, Güte und Menge verpflichtet. 

 

(2) Die Vorschriften dieses Titels finden keine Anwendung auf die Überlassung von Geld 

 

§ 311 Rechtsgeschäftliche und rechtsgeschäftsähnliche Schuldverhältnisse 

(1) Zur Begründung eines Schuldverhältnisses durch Rechtsgeschäft sowie zur Änderung 

des Inhalts eines Schuldverhältnisses ist ein Vertrag zwischen den Beteiligten 

erforderlich, soweit nicht das Gesetz ein anderes vorschreibt. 

 

(2) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach § 241 Abs. 2 entsteht auch durch 

a. die Aufnahme von Vertragsverhandlungen, 

b. die Anbahnung eines Vertrags, bei welcher der eine Teil im Hinblick auf eine 

etwaige rechtsgeschäftliche Beziehung dem anderen Teil die Möglichkeit zur 

Einwirkung auf seine Rechte, Rechtsgüter und Interessen gewährt oder ihm 

diese anvertraut, oder 

c. ähnliche geschäftliche Kontakte. 

 



 

(3) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach § 241 Abs. 2 kann auch zu Personen entstehen, 

die nicht selbst Vertragspartei werden sollen. Ein solches Schuldverhältnis entsteht 

insbesondere, wenn der Dritte in besonderem Maße Vertrauen für sich in Anspruch 

nimmt und dadurch die Vertragsverhandlungen oder den Vertragsschluss erheblich 

beeinflusst. 

 

 



3.  Verträge über die Tätigkeit im Dienst oder Interesse eines anderen 

 

§ 611 Vertragstypische Pflichten beim Dienstvertrag 

(1) Durch den Dienstvertrag wird derjenige, welcher Dienste zusagt, zur Leistung der 

versprochenen Dienste, der andere Teil zur Gewährung der vereinbarten Vergütung 

verpflichtet. 

 

(2) Gegenstand des Dienstvertrags können Dienste jeder Art sein. 

 

 

§ 631 Vertragstypische Pflichten beim Werkvertrag 

 

(1) Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Herstellung des versprochenen 

Werkes, der Besteller zur Entrichtung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 

 

(2) Gegenstand des Werkvertrags kann sowohl die Herstellung oder Veränderung einer 

Sache als auch ein anderer durch Arbeit oder Dienstleistung herbeizuführender Erfolg 

sein. 

 

 

§ 652 Entstehung des Lohnanspruchs 

 

(1) Wer für den Nachweis der Gelegenheit zum Abschluss eines Vertrags oder für die 

Vermittlung eines Vertrags einen Mäklerlohn verspricht, ist zur Entrichtung des Lohnes 

nur verpflichtet, wenn der Vertrag infolge des Nachweises oder infolge der Vermittlung 

des Mäklers zustande kommt. Wird der Vertrag unter einer aufschiebenden Bedingung 

geschlossen, so kann der Mäklerlohn erst verlangt werden, wenn die Bedingung 

eintritt. 

 

(2) Aufwendungen sind dem Mäkler nur zu ersetzen, wenn es vereinbart ist. Dies gilt auch 

dann, wenn ein Vertrag nicht zustande kommt. 

 

 

§ 662 Vertragstypische Pflichten beim Auftrag 

 

Durch die Annahme eines Auftrags verpflichtet sich der Beauftragte, ein ihm von dem 

Auftraggeber übertragenes Geschäft für diesen unentgeltlich zu besorgen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



§ 675 Entgeltliche Geschäftsbesorgung 

 

(1) Auf einen Dienstvertrag oder einen Werkvertrag, der eine Geschäftsbesorgung zum 

Gegenstand hat, finden, soweit in diesem Untertitel nichts Abweichendes bestimmt 

wird, die Vorschriften der §§ 663, 665 bis 670, 672 bis 674 und, wenn dem 

Verpflichteten das Recht zusteht, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zu kündigen, 

auch die Vorschrift des § 671 Abs. 2 entsprechende Anwendung. 

 

(2) Wer einem anderen einen Rat oder eine Empfehlung erteilt, ist, unbeschadet der sich 

aus einem Vertragsverhältnis, einer unerlaubten Handlung oder einer sonstigen 

gesetzlichen Bestimmung ergebenden Verantwortlichkeit, zum Ersatz des aus der 

Befolgung des Rates oder der Empfehlung entstehenden Schadens nicht verpflichtet. 

 

 

§ 677 Pflichten des Geschäftsführers 

 

Wer ein Geschäft für einen anderen besorgt, ohne von ihm beauftragt oder ihm 

gegenüber sonst dazu berechtigt zu sein, hat das Geschäft so zu führen, wie das 

Interesse des Geschäftsherrn mit Rücksicht auf dessen wirklichen oder mutmaßlichen 

Willen es erfordert. 

 

 

§ 688 Vertragstypische Pflichten bei der Verwahrung 

 

Durch den Verwahrungsvertrag wird der Verwahrer verpflichtet, eine ihm von dem 

Hinterleger übergebene bewegliche Sache aufzubewahren. 

 

 

Handelsrechtliche Verträge 

 

§ 84 Handelsvertreter 

 

(1) Handelsvertreter ist, wer als selbständiger Gewerbetreibender ständig damit betraut 

ist, für einen anderen Unternehmer (Unternehmer) Geschäfte zu vermitteln oder in 

dessen Namen abzuschließen. Selbständig ist, wer im wesentlichen frei seine 

Tätigkeit gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann. 

 

(2) Wer, ohne selbständig im Sinne des Absatzes 1 zu sein, ständig damit betraut ist, für 

einen Unternehmer Geschäfte zu vermitteln oder in dessen Namen abzuschließen, 

gilt als Angestellter. 

 

(3) Der Unternehmer kann auch ein Handelsvertreter sein. 

 

(4) Die Vorschriften dieses Abschnittes finden auch Anwendung, wenn das Unternehmen 

des Handelsvertreters nach Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise 

eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfordert. 

 

 



 

 

 

§ 93 HGB Handelsmakler 

 

(1) Wer gewerbsmäßig für andere Personen, ohne von ihnen auf Grund eines 

Vertragsverhältnisses ständig damit betraut zu sein, die Vermittlung von Verträgen 

über Anschaffung oder Veräußerung von Waren oder Wertpapieren, über 

Versicherungen, Güterbeförderungen, Schiffsmiete oder sonstige Gegenstände des 

Handelsverkehrs übernimmt, hat die Rechte und Pflichten eines Handelsmaklers. 

 

(2) Auf die Vermittlung anderer als der bezeichneten Geschäfte, insbesondere auf die 

Vermittlung von Geschäften über unbewegliche Sachen, finden, auch wenn die 

Vermittlung durch einen Handelsmakler erfolgt, die Vorschriften dieses Abschnitts 

keine Anwendung. 

 

(3) Die Vorschriften dieses Abschnittes finden auch Anwendung, wenn das Unternehmen 

des Handelsmaklers nach Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise 

eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfordert. 

 

 

§ 407 Frachtvertrag 

 

(1) Durch den Frachtvertrag wird der Frachtführer verpflichtet, das Gut zum 

Bestimmungsort zu befördern und dort an den Empfänger abzuliefern. 

 

(2) Der Absender wird verpflichtet, die vereinbarte Fracht zu zahlen. 

 

(3) Die Vorschriften dieses Unterabschnitts gelten, wenn 

1. das Gut zu Lande, auf Binnengewässern oder mit Luftfahrzeugen befördert 

 werden soll und  

2. die Beförderung zum Betrieb eines gewerblichen Unternehmens gehört. 

 

(4) Erfordert das Unternehmen nach Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise 

eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht und ist die Firma des Unternehmens auch nicht 

nach § 2 in das Handelsregister eingetragen, so sind in Ansehung des Frachtgeschäfts 

auch insoweit die Vorschriften des Ersten Abschnitts des Vierten Buches ergänzend 

anzuwenden; dies gilt jedoch nicht für die §§ 348 bis 350. 

 

 

 

§ 451 Umzugsvertrag 

 

Hat der Frachtvertrag die Beförderung von Umzugsgut zum Gegenstand, so sind auf 

den Vertrag die Vorschriften des Ersten Unterabschnitts anzuwenden, soweit die 

folgenden besonderen Vorschriften oder anzuwendende internationale 

Übereinkommen nichts anderes bestimmen. 

 



 

§ 452  Frachtvertrag über eine Beförderung mit verschiedenartigen   

Beförderungsmitteln 

 

Wird die Beförderung des Gutes auf Grund eines einheitlichen Frachtvertrags mit 

verschiedenartigen Beförderungsmitteln durchgeführt und wären, wenn über jeden 

Teil der Beförderung mit jeweils einem Beförderungsmittel (Teilstrecke) zwischen 

den Vertragsparteien ein gesonderter Vertrag abgeschlossen worden wäre, 

mindestens zwei dieser Verträge verschiedenen Rechtsvorschriften unterworfen, so 

sind auf den Vertrag die Vorschriften des Ersten Unterabschnitts anzuwenden, soweit 

die folgenden besonderen Vorschriften oder anzuwendende internationale 

Übereinkommen nichts anderes bestimmen. Dies gilt auch dann, wenn ein Teil der 

Beförderung zur See durchgeführt wird. 

 

 

§ 453 Speditionsvertrag 

 

(1) Durch den Speditionsvertrag wird der Spediteur verpflichtet, die Versendung des 

Gutes zu besorgen. 

 

(2) Der Versender wird verpflichtet, die vereinbarte Vergütung zu zahlen. 

 

(3) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nur, wenn die Besorgung der Versendung 

zum Betrieb eines gewerblichen Unternehmens gehört. Erfordert das Unternehmen 

nach Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten 

Geschäftsbetrieb nicht und ist die Firma des Unternehmens auch nicht nach § 2 in 

das Handelsregister eingetragen, so sind in Ansehung des Speditionsgeschäfts auch 

insoweit die Vorschriften des Ersten Abschnitts des Vierten Buches ergänzend 

anzuwenden; dies gilt jedoch nicht für die §§ 348 bis 350. 

 

 

§ 467 Lagervertrag 

 

(1) Durch den Lagervertrag wird der Lagerhalter verpflichtet, das Gut zu lagern und 

aufzubewahren. 

 

(2) Der Einlagerer wird verpflichtet, die vereinbarte Vergütung zu zahlen. 

 

(3) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nur, wenn die Lagerung und Aufbewahrung 

zum Betrieb eines gewerblichen Unternehmens gehören. Erfordert das Unternehmen 

nach Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten 

Geschäftsbetrieb nicht und ist die Firma des Unternehmens auch nicht nach § 2 in 

das Handelsregister eingetragen, so sind in Ansehung des Lagergeschäfts auch 

insoweit die Vorschriften des Ersten Abschnitts des Vierten Buches ergänzend 

anzuwenden; dies gilt jedoch nicht für die §§ 348 bis 350. 



 

 

4. Risikoverträge 

 

§ 759 Dauer und Betrag der Rente 

 

(1) Wer zur Gewährung einer Leibrente verpflichtet ist, hat die Rente im Zweifel für die 

Lebensdauer des Gläubigers zu entrichten. 

 

(2) Der für die Rente bestimmte Betrag ist im Zweifel der Jahresbetrag der Rente. 

 

 

§ 762 Spiel, Wette 

 

(1) Durch Spiel oder durch Wette wird eine Verbindlichkeit nicht begründet. Das auf 

Grund des Spieles oder der Wette Geleistete kann nicht deshalb zurückgefordert 

werden, weil eine Verbindlichkeit nicht bestanden hat. 

 

(2) Diese Vorschriften gelten auch für eine Vereinbarung, durch die der verlierende Teil 

zum Zwecke der Erfüllung einer Spiel- oder einer Wettschuld dem gewinnenden Teil 

gegenüber eine Verbindlichkeit eingeht, insbesondere für ein Schuldanerkenntnis. 

 

 

§ 765 Vertragstypische Pflichten bei der Bürgschaft 

 

(1) Durch den Bürgschaftsvertrag verpflichtet sich der Bürge gegenüber dem Gläubiger 

eines Dritten, für die Erfüllung der Verbindlichkeit des Dritten einzustehen. 

 

(2) Die Bürgschaft kann auch für eine künftige oder eine bedingte Verbindlichkeit 

übernommen werden. 

 



5. Sonstige Verträge 

 

§ 779 Begriff des Vergleichs, Irrtum über die Vergleichsgrundlage 

 

(1) Ein Vertrag, durch den der Streit oder die Ungewissheit der Parteien über ein 

Rechtsverhältnis im Wege gegenseitigen Nachgebens beseitigt wird (Vergleich), ist 

unwirksam, wenn der nach dem Inhalt des Vertrags als feststehend zugrunde gelegte 

Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entspricht und der Streit oder die Ungewissheit bei 

Kenntnis der Sachlage nicht entstanden sein würde. 

 

(2) Der Ungewissheit über ein Rechtsverhältnis steht es gleich, wenn die Verwirklichung 

eines Anspruchs unsicher ist. 

 

 

§ 780 Schuldversprechen 

 

Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leistung in der Weise versprochen wird, 

dass das Versprechen die Verpflichtung selbständig begründen soll 

(Schuldversprechen), ist, soweit nicht eine andere Form vorgeschrieben ist, 

schriftliche Erteilung des Versprechens erforderlich. Die Erteilung des Versprechens 

in elektronischer Form ist ausgeschlossen. 

 

 

§ 781 Schuldanerkenntnis 

 

Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den das Bestehen eines Schuldverhältnisses 

anerkannt wird (Schuldanerkenntnis), ist schriftliche Erteilung der 

Anerkennungserklärung erforderlich. Die Erteilung der Anerkennungserklärung in 

elektronischer Form ist ausgeschlossen. Ist für die Begründung des 

Schuldverhältnisses, dessen Bestehen anerkannt wird, eine andere Form 

vorgeschrieben, so bedarf der Anerkennungsvertrag dieser Form. 

 

 

§ 705 Inhalt des Gesellschaftsvertrags 

 

Durch den Gesellschaftsvertrag verpflichten sich die Gesellschafter gegenseitig, die 

Erreichung eines gemeinsamen Zweckes in der durch den Vertrag bestimmten Weise 

zu fördern, insbesondere die vereinbarten Beiträge zu leisten. 

 

§ 741  Gemeinschaft nach Bruchteilen 

Steht ein Recht mehreren gemeinschaftlich zu, so finden, sofern sich nicht aus dem 

Gesetz ein anderes ergibt, die Vorschriften der §§ 742 bis 758 Anwendung 

(Gemeinschaft nach Bruchteilen). 
 
 
 
 
 



Handelsrechtliche Gesellschaftsverträge 

 

§ 105 Offene Handelsgesellschaft 

 

(1) Eine Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb eines Handelsgewerbes unter 

gemeinschaftlicher Firma gerichtet ist, ist eine offene Handelsgesellschaft, wenn bei 

keinem der Gesellschafter die Haftung gegenüber den Gesellschaftsgläubigern 

beschränkt ist. 

 

(2) Eine Gesellschaft, deren Gewerbebetrieb nicht schon nach § 1 Abs. 2 

Handelsgewerbe ist oder die nur eigenes Vermögen verwaltet, ist offene 

Handelsgesellschaft, wenn die Firma des Unternehmens in das Handelsregister 

eingetragen ist. § 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

 

(3) Auf die offene Handelsgesellschaft finden, soweit nicht in diesem Abschnitt ein 

anderes vorgeschrieben ist, die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die 

Gesellschaft Anwendung. 

 

 

§ 161 Kommanditgesellschaft 

 

(1) Eine Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb eines Handelsgewerbes unter 

gemeinschaftlicher Firma gerichtet ist, ist eine Kommanditgesellschaft, wenn bei 

einem oder bei einigen von den Gesellschaftern die Haftung gegenüber den 

Gesellschaftsgläubigern auf den Betrag einer bestimmten Vermögenseinlage 

beschränkt ist (Kommanditisten), während bei dem anderen Teile der Gesellschafter 

eine Beschränkung der Haftung nicht stattfindet (persönlich haftende Gesellschafter). 

 

(2) Soweit nicht in diesem Abschnitt ein anderes vorgeschrieben ist, finden auf die 

Kommanditgesellschaft die für die offene Handelsgesellschaft geltenden Vorschriften 

Anwendung. 

 

 

§ 230  Stille Gesellschaft 

 

(1) Wer sich als stiller Gesellschafter an dem Handelsgewerbe, das ein anderer betreibt, 

mit einer Vermögenseinlage beteiligt, hat die Einlage so zu leisten, dass sie in das 

Vermögen des Inhabers des Handelsgeschäfts übergeht. 

 

(2) Der Inhaber wird aus den in dem Betrieb geschlossenen Geschäften allein berechtigt 

und verpflichtet. 

 

 

 

 

 

 

 



Reisevertragsrecht 

 

§ 651a Vertragstypische Pflichten beim Reisevertrag 

 

(1) Durch den Reisevertrag wird der Reiseveranstalter verpflichtet, dem Reisenden eine 

Gesamtheit von Reiseleistungen (Reise) zu erbringen. Der Reisende ist verpflichtet, 

dem Reiseveranstalter den vereinbarten Reisepreis zu zahlen. 

 

(2) Die Erklärung, nur Verträge mit den Personen zu vermitteln, welche die einzelnen 

Reiseleistungen ausführen sollen (Leistungsträger), bleibt unberücksichtigt, wenn 

nach den sonstigen Umständen der Anschein begründet wird, dass der Erklärende 

vertraglich vorgesehene Reiseleistungen in eigener Verantwortung erbringt. 

 

(3) Der Reiseveranstalter hat dem Reisenden bei oder unverzüglich nach Vertragsschluss 

eine Urkunde über den Reisevertrag (Reisebestätigung) zur Verfügung zu stellen. Die 

Reisebestätigung und ein Prospekt, den der Reiseveranstalter zur Verfügung stellt, 

müssen die in der Rechtsverordnung nach Artikel 238 des Einführungsgesetzes zum 

Bürgerlichen Gesetzbuche bestimmten Angaben enthalten. 

 

(4) Der Reiseveranstalter kann den Reisepreis nur erhöhen, wenn dies mit genauen 

Angaben zur Berechnung des neuen Preises im Vertrag vorgesehen ist und damit 

einer Erhöhung der Beförderungskosten, der Abgaben für bestimmte Leistungen, wie 

Hafen- oder Flughafengebühren, oder einer Änderung der für die betreffende Reise 

geltenden Wechselkurse Rechnung getragen wird. Eine Preiserhöhung, die ab dem 

20. Tage vor dem vereinbarten Abreisetermin verlangt wird, ist unwirksam. § 309 Nr. 

1 bleibt unberührt. 

 

(5) Der Reiseveranstalter hat eine Änderung des Reisepreises nach Absatz 4, eine 

zulässige Änderung einer wesentlichen Reiseleistung oder eine zulässige Absage der 

Reise dem Reisenden unverzüglich nach Kenntnis von dem Änderungs- oder 

Absagegrund zu erklären. Im Falle einer Erhöhung des Reisepreises um mehr als fünf 

vom Hundert oder einer erheblichen Änderung einer wesentlichen Reiseleistung 

kann der Reisende vom Vertrag zurücktreten. Er kann stattdessen, ebenso wie bei 

einer Absage der Reise durch den Reiseveranstalter, die Teilnahme an einer 

mindestens gleichwertigen anderen Reise verlangen, wenn der Reiseveranstalter in 

der Lage ist, eine solche Reise ohne Mehrpreis für den Reisenden aus seinem 

Angebot anzubieten. Der Reisende hat diese Rechte unverzüglich nach der Erklärung 

durch den Reiseveranstalter diesem gegenüber geltend zu machen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



§ 651b Vertragsübertragung 

 

(1) Bis zum Reisebeginn kann der Reisende verlangen, dass statt seiner ein Dritter in die 

Rechte und Pflichten aus dem Reisevertrag eintritt. Der Reiseveranstalter kann dem 

Eintritt des Dritten widersprechen, wenn dieser den besonderen Reiseerfordernissen 

nicht genügt oder seiner Teilnahme gesetzliche Vorschriften oder behördliche 

Anordnungen entgegenstehen. 

 

(2) Tritt ein Dritter in den Vertrag ein, so haften er und der Reisende dem 

Reiseveranstalter als Gesamtschuldner für den Reisepreis und die durch den Eintritt 

des Dritten entstehenden Mehrkosten. 

 

 

§ 651c Abhilfe 

 

(1) Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, die Reise so zu erbringen, dass sie die 

zugesicherten Eigenschaften hat und nicht mit Fehlern behaftet ist, die den Wert 

oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder nach dem Vertrag vorausgesetzten 

Nutzen aufheben oder mindern. 

 

(2) Ist die Reise nicht von dieser Beschaffenheit, so kann der Reisende Abhilfe verlangen. 

Der Reiseveranstalter kann die Abhilfe verweigern, wenn sie einen 

unverhältnismäßigen Aufwand erfordert. 

 

(3) Leistet der Reiseveranstalter nicht innerhalb einer vom Reisenden bestimmten 

angemessenen Frist Abhilfe, so kann der Reisende selbst Abhilfe schaffen und Ersatz 

der erforderlichen Aufwendungen verlangen. Der Bestimmung einer Frist bedarf es 

nicht, wenn die Abhilfe von dem Reiseveranstalter verweigert wird oder wenn die 

sofortige Abhilfe durch ein besonderes Interesse des Reisenden geboten wird. 

 

 

§ 651d Minderung 

 

(1) Ist die Reise im Sinne des § 651c Abs. 1 mangelhaft, so mindert sich für die Dauer des 

Mangels der Reisepreis nach Maßgabe des § 638 Abs. 3. § 638 Abs. 4 findet 

entsprechende Anwendung. 

 

(2) Die Minderung tritt nicht ein, soweit es der Reisende schuldhaft unterlässt, den 

Mangel anzuzeigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



§ 651e Kündigung wegen Mangels 

 

(1) Wird die Reise infolge eines Mangels der in § 651c bezeichneten Art erheblich 

beeinträchtigt, so kann der Reisende den Vertrag kündigen. Dasselbe gilt, wenn ihm die 

Reise infolge eines solchen Mangels aus wichtigem, dem Reiseveranstalter 

erkennbaren Grund nicht zuzumuten ist. 

 

(2) Die Kündigung ist erst zulässig, wenn der Reiseveranstalter eine ihm vom Reisenden 

bestimmte angemessene Frist hat verstreichen lassen, ohne Abhilfe zu leisten. Der 

Bestimmung einer Frist bedarf es nicht, wenn die Abhilfe unmöglich ist oder vom 

Reiseveranstalter verweigert wird oder wenn die sofortige Kündigung des Vertrags 

durch ein besonderes Interesse des Reisenden gerechtfertigt wird. 

 

(3) Wird der Vertrag gekündigt, so verliert der Reiseveranstalter den Anspruch auf den 

vereinbarten Reisepreis. Er kann jedoch für die bereits erbrachten oder zur Beendigung 

der Reise noch zu erbringenden Reiseleistungen eine nach § 638 Abs. 3 zu bemessende 

Entschädigung verlangen. Dies gilt nicht, soweit diese Leistungen infolge der 

Aufhebung des Vertrags für den Reisenden kein Interesse haben. 

 

(4) Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, die infolge der Aufhebung des Vertrags 

notwendigen Maßnahmen zu treffen, insbesondere, falls der Vertrag die 

Rückbeförderung umfasste, den Reisenden zurückzubefördern. Die Mehrkosten fallen 

dem Reiseveranstalter zur Last. 

 

 

§ 651f Schadensersatz 

 

(1) Der Reisende kann unbeschadet der Minderung oder der Kündigung Schadensersatz 

wegen Nichterfüllung verlangen, es sei denn, der Mangel der Reise beruht auf einem 

Umstand, den der Reiseveranstalter nicht zu vertreten hat. 

 

(2) Wird die Reise vereitelt oder erheblich beeinträchtigt, so kann der Reisende auch 

wegen nutzlos aufgewendeter Urlaubszeit eine angemessene Entschädigung in Geld 

verlangen. 

 

 

§ 651g Ausschlussfrist, Verjährung 

 

(1) Ansprüche nach den §§ 651c bis 651f hat der Reisende innerhalb eines Monats nach 

der vertraglich vorgesehenen Beendigung der Reise gegenüber dem Reiseveranstalter 

geltend zu machen. § 174 ist nicht anzuwenden. Nach Ablauf der Frist kann der 

Reisende Ansprüche nur geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung 

der Frist verhindert worden ist. 

 

(2) Ansprüche des Reisenden nach den §§ 651c bis 651f verjähren in zwei Jahren. Die 

Verjährung beginnt mit dem Tage, an dem die Reise dem Vertrag nach enden sollte. 

 

 



 

§ 651h Zulässige Haftungsbeschränkung 

 

(1) Der Reiseveranstalter kann durch Vereinbarung mit dem Reisenden seine Haftung für 

Schäden, die nicht Körperschäden sind, auf den dreifachen Reisepreis beschränken, 

a. soweit ein Schaden des Reisenden weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 

herbeigeführt wird oder  

b. soweit der Reiseveranstalter für einen dem Reisenden entstehenden Schaden 

allein wegen eines Verschuldens eines Leistungsträgers verantwortlich ist. 

 

(2) Gelten für eine von einem Leistungsträger zu erbringende Reiseleistung 

internationale Übereinkommen oder auf solchen beruhende gesetzliche Vorschriften, 

nach denen ein Anspruch auf Schadensersatz nur unter bestimmten 

Voraussetzungen oder Beschränkungen entsteht oder geltend gemacht werden kann 

oder unter bestimmten Voraussetzungen ausgeschlossen ist, so kann sich auch der 

Reiseveranstalter gegenüber dem Reisenden hierauf berufen. 

 

 

§ 651i  Rücktritt vor Reisebeginn 

 

(1) Vor Reisebeginn kann der Reisende jederzeit vom Vertrag zurücktreten.  

 

(2) Tritt der Reisende vom Vertrag zurück, so verliert der Reiseveranstalter den Anspruch 

auf den vereinbarten Reisepreis. Er kann jedoch eine angemessene Entschädigung 

verlangen. Die Höhe der Entschädigung bestimmt sich nach dem Reisepreis unter 

Abzug des Wertes der vom Reiseveranstalter ersparten Aufwendungen sowie dessen, 

was er durch anderweitige Verwendung der Reiseleistungen erwerben kann. 

 

(3) Im Vertrag kann für jede Reiseart unter Berücksichtigung der gewöhnlich ersparten 

Aufwendungen und des durch anderweitige Verwendung der Reiseleistungen 

gewöhnlich möglichen Erwerbs ein Vomhundertsatz des Reisepreises als 

Entschädigung festgesetzt werden. 

 

 

§ 651j Kündigung wegen höherer Gewalt 

 

(1) Wird die Reise infolge bei Vertragsabschluss nicht voraussehbarer höherer Gewalt 

erheblich erschwert, gefährdet oder beeinträchtigt, so können sowohl der 

Reiseveranstalter als auch der Reisende den Vertrag allein nach Maßgabe dieser 

Vorschrift kündigen. 

 

(2) Wird der Vertrag nach Absatz 1 gekündigt, so findet die Vorschrift des § 651e Abs. 3 

Satz 1 und 2, Abs. 4 Satz 1 Anwendung. Die Mehrkosten für die Rückbeförderung sind 

von den Parteien je zur Hälfte zu tragen. Im Übrigen fallen die Mehrkosten dem 

Reisenden zur Last. 

 

 

 



 

 

 

§ 651k Sicherstellung, Zahlung 

 

(1) Der Reiseveranstalter hat sicherzustellen, dass dem Reisenden erstattet werden 

 

1. der gezahlte Reisepreis, soweit Reiseleistungen infolge Zahlungsunfähigkeit 

oder  

2. Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Reiseveranstalters 

ausfallen, und 

3. notwendige Aufwendungen, die dem Reisenden infolge Zahlungsunfähigkeit 

oder Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 

Reiseveranstalters für die Rückreise entstehen. 

 

Die Verpflichtungen nach Satz 1 kann der Reiseveranstalter nur erfüllen 

 

1. durch eine Versicherung bei einem im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum  

2. Geschäftsbetrieb befugten Versicherungsunternehmen oder  

3. durch ein Zahlungsversprechen eines im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum 

Geschäftsbetrieb befugten Kreditinstituts. 

 

(1) Der Versicherer oder das Kreditinstitut (Kundengeldabsicherer) kann seine 

Haftung für die von ihm in einem Jahre insgesamt nach diesem Gesetz zu 

erstattenden Beträge auf 110 Millionen Euro begrenzen. Übersteigen die in 

einem Jahr von einem Kundengeldabsicherer insgesamt nach diesem Gesetz zu 

erstattenden Beträge die in Satz 1 genannten Höchstbeträge, so verringern sich 

die einzelnen Erstattungsansprüche in dem Verhältnis, in dem ihr Gesamtbetrag 

zum Höchstbetrag steht. 

 

(2) Zur Erfüllung seiner Verpflichtung nach Absatz 1 hat der Reiseveranstalter dem 

Reisenden einen unmittelbaren Anspruch gegen den Kundengeldabsicherer zu 

verschaffen und durch Übergabe einer von diesem oder auf dessen Veranlassung 

ausgestellten Bestätigung (Sicherungsschein) nachzuweisen. Der 

Kundengeldabsicherer kann sich gegenüber einem Reisenden, dem ein 

Sicherungsschein ausgehändigt worden ist, weder auf Einwendungen aus dem 

Kundengeldabsicherungsvertrag noch darauf berufen, dass der Sicherungsschein 

erst nach Beendigung des Kundengeldabsicherungsvertrags ausgestellt worden 

ist. In den Fällen des Satzes 2 geht der Anspruch des Reisenden gegen den 

Reiseveranstalter auf den Kundengeldabsicherer über, soweit dieser den 

Reisenden befriedigt. Ein Reisevermittler ist dem Reisenden gegenüber 

verpflichtet, den Sicherungsschein auf seine Gültigkeit hin zu überprüfen, wenn 

er ihn dem Reisenden aushändigt. 

 

(3) Reiseveranstalter und Reisevermittler dürfen Zahlungen des Reisenden auf den 

Reisepreis vor Beendigung der Reise nur fordern oder annehmen, wenn dem 

Reisenden ein Sicherungsschein übergeben wurde. Ein Reisevermittler gilt als 

vom Reiseveranstalter zur Annahme von Zahlungen auf den Reisepreis 



ermächtigt, wenn er einen Sicherungsschein übergibt oder sonstige dem 

Reiseveranstalter zuzurechnende Umstände ergeben, dass er von diesem damit 

betraut ist, Reiseverträge für ihn zu vermitteln. Dies gilt nicht, wenn die Annahme 

von Zahlungen durch den Reisevermittler in hervorgehobener Form gegenüber 

dem Reisenden ausgeschlossen ist. 

 

(4) Hat im Zeitpunkt des Vertragsschlusses der Reiseveranstalter seine 

Hauptniederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 

Gemeinschaften oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum, so genügt der Reiseveranstalter seiner 

Verpflichtung nach Absatz 1 auch dann, wenn er dem Reisenden Sicherheit in 

Übereinstimmung mit den Vorschriften des anderen Staates leistet und diese den 

Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 entspricht. Absatz 4 gilt mit der Maßgabe, 

dass dem Reisenden die Sicherheitsleistung nachgewiesen werden muss. 

 

(5) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht, wenn 

1. der Reiseveranstalter nur gelegentlich und außerhalb seiner gewerblichen 

Tätigkeit Reisen veranstaltet, 

2. die Reise nicht länger als 24 Stunden dauert, keine Übernachtung einschließt 

und der Reisepreis 75 Euro nicht übersteigt, 

3. der Reiseveranstalter eine juristische Person des öffentlichen Rechts ist, über 

deren Vermögen ein Insolvenzverfahren unzulässig ist. 

 

 

§ 651l Gastschulaufenthalte 

 

(1) Für einen Reisevertrag, der einen mindestens drei Monate andauernden und mit dem 

geregelten Besuch einer Schule verbundenen Aufenthalt des Gastschülers bei einer 

Gastfamilie in einem anderen Staat (Aufnahmeland) zum Gegenstand hat, gelten die 

nachfolgenden Vorschriften. Für einen Reisevertrag, der einen kürzeren 

Gastschulaufenthalt (Satz 1) oder einen mit der geregelten Durchführung eines 

Praktikums verbundenen Aufenthalt bei einer Gastfamilie im Aufnahmeland zum 

Gegenstand hat, gelten sie nur, wenn dies vereinbart ist. 

 

(2) Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, 

1. für eine bei Mitwirkung des Gastschülers und nach den Verhältnissen des 

Aufnahmelands angemessene Unterbringung, Beaufsichtigung und Betreuung 

des Gastschülers in einer Gastfamilie zu sorgen und 

2. die Voraussetzungen für einen geregelten Schulbesuch des Gastschülers im 

Aufnahmeland zu schaffen. 

 

(3) Tritt der Reisende vor Reisebeginn zurück, findet § 651i Abs. 2 Satz 2 und 3 und Abs. 3 

keine Anwendung, wenn der Reiseveranstalter ihn nicht spätestens zwei Wochen vor 

Antritt der Reise jedenfalls über  

1. Namen und Anschrift der für den Gastschüler nach Ankunft bestimmten 

Gastfamilie und 

2. Namen und Erreichbarkeit eines Ansprechpartners im Aufnahmeland, bei 

dem auch Abhilfe verlangt werden kann, 



3. informiert und auf den Aufenthalt angemessen vorbereitet hat. 

 

(4) Der Reisende kann den Vertrag bis zur Beendigung der Reise jederzeit kündigen. 

Kündigt der Reisende, so ist der Reiseveranstalter berechtigt, den vereinbarten 

Reisepreis abzüglich der ersparten Aufwendungen zu verlangen. Er ist verpflichtet, die 

infolge der Kündigung notwendigen Maßnahmen zu treffen, insbesondere, falls der 

Vertrag die Rückbeförderung umfasste, den Gastschüler zurückzubefördern. Die 

Mehrkosten fallen dem Reisenden zur Last. Die vorstehenden Sätze gelten nicht, wenn 

der Reisende nach § 651e oder § 651j kündigen kann. 

 

 

§ 651m Abweichende Vereinbarungen 

 

Von den Vorschriften der §§ 651a bis 651l kann vorbehaltlich des Satzes 2 nicht zum 

Nachteil des Reisenden abgewichen werden. Die in § 651g Abs. 2 bestimmte 

Verjährung kann erleichtert werden, vor Mitteilung eines Mangels an den 

Reiseveranstalter jedoch nicht, wenn die Vereinbarung zu einer Verjährungsfrist ab 

dem in § 651g Abs. 2 Satz 2 bestimmten Verjährungsbeginn von weniger als einem 

Jahr führt. 

 



 

Was ist die Frankfurter Tabelle? 

  

Die Tabelle wird von der 24. Zivilkammer des Landgerichts Frankfurt für die Berechnung 

von Reisepreisminderungen angewendet. Zwar ist sie für die Gerichte nicht verbindlich, 

gleichwohl kann sie als Richtschnur für Minderansprüche des Reisenden herangezogen 

werden. 

 

 

Welche Minderungen ergeben sich bei Mängeln in der Unterkunft? 

  

Art der 

Leistung 
Mängel % Bemerkung 

Unterkunft 
Abweichung vom gebuchten 

Objekt 
0-25 je nach Entfernung 

  
Abweichende örtliche Lage 

(Strandentfernung) 
5-15   

  

Abweichende Art der 

Unterbringung im gebuchten 

Hotel (Hotel statt Bungalow, 

abweichendes Stockwerk) 

5-10   

  Abweichende Art der Zimmer     

  a) DZ statt EZ 20   

  b) Dreibettzimmer statt EZ 25 

Entscheidend ist, ob Personen der 

gleichen Buchung oder unbekannte 

Reisende zusammengelegt werden 

  c) Dreibettzimmer statt DZ 20-25 

Entscheidend ist, ob Personen der 

gleichen Buchung oder unbekannte 

Reisende zusammengelegt werden 

  d) Vierbettzimmer statt DZ 20-30   

  
Mängel in der Ausstattung des 

Zimmers 
    

  a) zu kleine Fläche 5-10   

  b) fehlender Balkon 5-10 bei Zusage/je nach Jahreszeit 

  c) fehlender Meerblick 5-10 bei Zusage 

  d) fehlendes (eigenes) Bad/WC 15-25 bei Buchung 

  e) fehlendes (eigenes) WC 15   

  f) fehlende (eigene) Dusche 10 bei Buchung 

  g) fehlende Klimaanlage 10-20 bei Zusage/je nach Jahreszeit 

  h) fehlendes Radio/TV 5 bei Zusage 

  i) zu geringes Mobiliar 5-15   

  
k) Schäden (Risse, Feuchtigkeit 

etc.) 
10-50   



etc.) 

  l) Ungeziefer 10-50   

  
Ausfall von 

Versorgungseinrichtungen 
    

  a) Toilette 15   

  b) Bad/Warmwasserboiler 15   

  c) Stromausfall/Gasausfall 10-20   

  d) Wasser 10   

  e) Klimaanlage 10-20 je nach Jahreszeit 

  f) Fahrstuhl 5-10 je nach Stockwerk 

  Service     

  a) vollkommener Ausfall 25   

  b) schlechte Reinigung 10-20   

  

c) ungenügender 

Wäschewechsel (Bettwäsche, 

Handtücher) 

5-10   

  Beeinträchtigungen     

  a) Lärm am Tage 5-25   

  b) Lärm in der Nacht 10-40   

  c) Gerüche 5-15   

  

Fehlen der (zugesagten) 

Kureinrichtungen (Thermalbad, 

Massagen) 

20-40 
je nach Art der Projektzusage (z.B. 

"Kururlaub") 
 

  

 
Welche Minderungen ergeben sich bei Mängeln in der Verpflegung? 

  

Art der Mängel % Bemerkung 

Verpflegung Vollkommener Ausfall 25   

  Inhaltliche Mängel     

  a) eintöniger Speisezettel 5   

  b) nicht genügend warme 10   

  c) verdorbene 20-30   

  Service     

  a) Selbstbedienung (statt 10-15   

  b) lange Wartezeiten 5-10   

  c) Essen in Schichten 10   



  c) Essen in Schichten 10   

  
d) verschmutzte 

Tischwäsche 
5-10   

  
e) verschmutztes 

Geschirr, Besteck 
10-15   

  
Fehlende Klimaanlage im 

Speisesaal 
5-10 bei Zusage 

 

  

 
Welche Minderungen ergeben sich bei Mängeln im Transport? 

  

Art der 

Leistung 
Mängel % Bemerkung 

Transport 
Zeitlich verschobener Abflug 

über 4 Stunden hinaus 
5 

des anteiligen Reisepreises für 

einen Tag und je weitere Stunde 

  Ausstattungsmängel     

  a) niedrigere Klasse 10-15   

  
b) erhebliche Abweichung 

vom normalen Standard 
5-10   

  Service     

  a) Verpflegung 5   

  

b) Fehlen der in der Flugklasse 

üblichen Unterhaltung (Radio, 

Film, etc.) 

5   

  
Auswechslung des 

Transportmittels 
  

der auf die Transportverzögerung 

entfallende anteilige Reisepreis 

  
Fehlender Transfer vom 

Flugplatz (Bahnhof) zum Hotel 
  Kosten des Ersatztransportmittels 

 

  

 
Welche Minderungen ergeben sich bei sonstigen Mängeln? 

  

Art der Mängel % Bemerkung 

Sonstiges Fehlender oder verschmutzter 10-20 bei Zusage 

  Fehlendes Hallenbad   bei Zusage 

  a) bei vorhandenem 10 soweit nach Jahreszeit benutzbar 

  b) bei nicht vorhandenem 20   

  Fehlende Sauna 5 bei Zusage 



  Fehlende Sauna 5 bei Zusage 

  Fehlender Tennisplatz 5-10 bei Zusage 

  Fehlendes Mini-Golf 3-5 bei Zusage 

  
Fehlende Segel-, Surf-, 

Tauchschule 
5-10 bei Zusage 

  
Fehlende Möglichkeit zum 

Reiten 
5-10 bei Zusage 

  Fehlende Kinderbetreung 5-10 bei Zusage 

  
Unmöglichkeit des Badens im 

Meer 
10-20 

je nach Prospektbeschreibung und 

zumutbarer Ausweichmöglichkeit 

  Verschmutzter Strand 10-20   

  
Fehlende Strandliegen, 

Sonnenschirme 
5-10 bei Zusage 

  
Fehlende Snack- oder 

Strandbar 
0-5 je nach Ersatzmöglichkeit 

  Fehlender FKK-Strand 10-20 bei Zusage 

  
Fehlendes Restaurant oder 

Supermarkt 
  

bei Zusage/je nach 

Ausweichmöglichkeit 

  a) bei Hotelverpflegung 0-5   

  b) bei Selbstverpflegung 10-20   

  

Fehlende 

Vergnügungseinrichtungen 

(Disco, Nightclub, Kino, 

Animateure) 

5-15 bei Zusage 

  
Fehlende Boutique oder 

Ladenpassage 
0-5 je nach Ausweichmöglichkeit 

  
Ausfall von Landausflügen bei 

Kreuzfahrten 
20-30 

des anteiligen Reisepreises je Tag 

des Landausfluges 

  Fehlende Reiseleitung     

  a) bloße Organisation 0-5   

  b) bei Besichtigungsreisen 10-20   

  
c) bei Studienreisen mit 

wissenschaftlicher Führung 
20-30 bei Zusage 

  
Zeitverlust durch notwendigen 

Umzug 
  anteiliger Reisepreis für 

  a) im gleichen Hotel   1/2 Tag 

  b) in anderes Hotel   1 Tag 
 

  

 
Wie ist die Tabelle zu benutzen? 

  



1. Geringfügige Beeinträchtigungen bleiben außer Betracht.  

2. Die Höhe des Prozentsatzes richtet sich bei Rahmensätzen nach der Intensität der 

Beeinträchtigung. Diese ist in der Regel unabhängig von den Eigenschaften des 

einzelnen Reisenden (Alter, Geschlecht, besondere Empfindlichkeit, besondere 

Unempfindlichkeit).  

 

Ausnahmen: 

o Bei besonderen Eigenschaften oder Gebrechen eines Reisenden, die dem 

Reiseveranstalter bei Buchung bekannt waren, kann bei besonders 

erheblicher Beeinträchtigung der einzelne Tabellensatz und 

Höchstprozentsatz um 50 % erhöht werden. 

o Bei Mängeln der Gruppe III entfällt eine Minderung, wenn eine 

Beeinträchtigung für den Reisenden offenkundig oder nachweisbar nicht 

gegeben war.  

3. Der Prozentsatz wird grundsätzlich vom Gesamtreisepreis (also einschließlich 

Transportkosten) erhoben. Dabei werden die vom Reisenden gezahlten Beträge für 

Versicherungen und Zuschläge für erhöhten Flugkomfort abgezogen. 

 

 

o Soweit Beeinträchtigungen während der Reisedauer nur zeitweilig auftreten, 

wird für die Minderung der auf die entsprechende Zeit umgelegte 

Gesamtreisepreis der Minderung zugrunde gelegt. Gleiches gilt, wenn die 

Gewährleistung des Reiseveranstalters wegen schuldhaft unterlassener 

Anzeige des Mangels (§ 651 d Absatz 2 BGB) oder wegen Nichtannahme eines 

zumutbaren Ersatzangebots entfällt. 

o In Ausnahmefällen (kleinere Mängel bis höchstens 10 %) kann der Prozentsatz 

dem (anteiligen) Aufenthaltspreis entnommen werden, wenn durch die 

Mängel der Gesamtzuschnitt der Reise nicht wesentlich verändert worden ist. 

o Bei zusammengesetzten Reisen (z.B. Rundreise mit anschließendem 

Hotelaufenthalt), ist die Minderung aus dem Gesamtreisepreis zu berechnen. 

Soweit einzelne Reiseteile betroffen sind, ist Ziffer 3 Punkt 1 entsprechend 

anzuwenden.   

4. Bei Vorliegen mehrerer Mängelpositionen werden die Prozentsätze addiert. 

o Ist Gegenstand des Vertrages die Leistung von Unterkunft und Vollpension, so 

dürfen folgende Gesamtprozentsätze innerhalb einer Leistungsgruppe nicht 

überschritten werden: 

 

Gruppe I    (Unterkunft)    50 % 

Gruppe II   (Verpflegung)  50 % 

Gruppe III  (Sonstiges)     30 % 

Gruppe IV  (Transport)      20 % 

o Ist Gegenstand des Vertrages die Leistung von Unterkunft und Halbpension, 

erhöhen sich die Tabellensätze der Gruppe I (mit Ausnahme von Position I/1) 

um 1/4 = 25 % und vermindern sich die Tabellensätze der Gruppe II um 1/4 = 

25 %. Dabei dürfen folgende Gesamtprozentsätze innerhalb einer 

Leistungsgruppe nicht überschritten werden: 

 

Gruppe I    (Unterkunft)    62,5 % 



Gruppe II   (Verpflegung)  37,5 % 

Gruppe III  (Sonstiges)     30,0 % 

Gruppe IV  (Transport)      20,0 % 

o Ist Gegenstand des Vertrages die Leistung von Unterkunft mit Frühstück, so 

erhöhen sich die Tabellensätze der Gruppe I (mit Ausnahme der Position I/1) 

um 2/3 = 66,6 % und vermindern sich die Sätze der Gruppe II um 2/3 = 66,6 %. 

Dabei dürfen folgende Gesamtprozentsätze innerhalb einer Leistungsgruppe 

nicht überschritten werden: 

 

Gruppe I    (Unterkunft)     83,3 % 

Gruppe II   (Verpflegung)   16,7 % 

Gruppe III  (Sonstiges)      30,0 % 

Gruppe IV  (Transport)       20,0 % 

o Ist Gegenstand des Vertrages nur die Leistung von Unterkunft (ohne 

Verpflegung) so erhöhen sich die Tabellensätze der Gruppe I (mit Ausnahme 

von Position I/1) um 100 %; im Einzelfall kann der Gesamtprozentsatz der 

Gruppe I bis 100 % gehen. Für die Gruppe III verbleibt es beim 

Gesamtprozentsatz von 30 %, für die Gruppe IV beim Gesamtprozentsatz von 

20 %.  

5. Ist die Reise in ihrer Gesamtheit durch Mängel einzelner Reiseleistungen oder durch 

Pflichtverletzungen des Reiseveranstalters schuldhaft erheblich beeinträchtigt 

worden, so kann dem Reisenden über die Minderungssätze der Tabelle nach Ziffer 2 

und über die in Ziffer 3 Punkt 1 vorgesehene Begrenzung auf den betroffenen 

Zeitraum hinaus der Reisepreis ganz oder teilweise als nutzlose Aufwendung gemäß § 

651 f Absatz 1 BGB erstattet werden.  

6.  

o Eine Kündigung nach § 651 e Absatz 1 BGB kommt in der Regel nur in 

Betracht, wenn Mängel mit einem Gesamtgewicht von mindestens 20 % 

vorliegen. Hierbei ist bei einer Kündigung nach Fristsetzung (§ 651 e Absatz 2 

Satz 1 BGB) auf die nicht fristgerecht behobenen Mängel, bei einer sofortigen 

Kündigung (§ 651 e II S. 2 BGB) auf die bei Abgabe der Kündigungserklärung 

vorliegenden Mängel abzustellen. 

o Ein Schadensersatzanspruch nach § 651 f Absatz 1 BGB in Form der Kosten für 

einen Ersatzurlaub kommt in der Regel nur in Betracht, wenn - nicht 

fristgerecht behobene - erhebliche Mängel die Reise derart beeinträchtigt 

haben, dass eine Ersatzreise für den Reisenden notwendig ist. 

o Eine Reiseleistung ist ohne Interesse für den Reisenden im Sinne des § 651 e 

Absatz 3 Satz 3 BGB, wenn - nicht fristgerecht behobene - Mängel im 

Gesamtgewicht von mindestens 50 % vorgelegen haben. 

o Im Rahmen dieser Ziffer 6 Punkt 1 - 3 bleiben die in Ziffer 4 Punkt 2 - 4 

vorgesehene Erhöhung und Verminderung der Prozentsätze außer Betracht. 

 


